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Wohnraumknappheit und Unterbringung von Flüchtlingen 

 

Haag: Landesregierung zeigt sich Kommunen gegenüber 
gleichgültig 

 
Landesregierung hat viele Instrumente, um Wohnungsknappheit zu bekämpfen – nutzt diese aber 
nicht 

 
Friedrich Haag, Sprecher für Wohnungsbau der FDP/DVP-Fraktion, hatte sich in einem Antrag vor dem 
Hintergrund der Unterbringungsproblematik von Flüchtlingen in Lörrach genereller zum Einfluss der 
Wohnungsbaupolitik der Landesregierung auf die Akzeptanz bei der Flüchtlingsunterbringung erkundigt 
(Drucksache 17/4322). Darauf bekam er vom zuständigen Ministerium eine etwas schmallippige Antwort. 
Dieses generell geringe Engagement in dieser Frage kritisiert Haag nun  wie folgt:  

„Die Landesregierung – hier mit Ministerin Razavi – macht sich einen schlanken Fuß und spielt die Problematik 
des knappen Wohnraums hinsichtlich der hohen Flüchtlingszahlen brüsk an die Kommunen zurück. Diese 
werden bei der Unterbringungsfrage von der Landesregierung im Regen stehen gelassen. Die Ministerin gibt zu, 
dass immer mehr Wohnungsbauunternehmen von Bauvorhaben zurücktreten, weil sich Wohnungsbau vielfach 
nicht als wirtschaftlich darstellt. Dies ist angesichts des knappen Wohnraums eine nicht hinzunehmende 
Entwicklung. Aber mehr als ein Förderprogramm zur Schaffung von Wohnraum für Geflüchtete scheint der 
Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen nicht einzufallen. 

Die Landesregierung hat allerdings deutlich mehr Instrumente, den Wohnungsbau anzukurbeln, die sie schnell 
nutzen sollte. Die Einführung einer ‚Gebäudeklasse E‘ – ähnlich wie im Nachbarland Bayern -  oder die 
Entschlackung der Landesbauverordnungsind in diesem Zusammenhang nur zwei Hebel, die Ministerin Razavi 
in ihrem Ministerium angehen könnte. Reine Förderprogramme lösen das Problem nicht!“ 


